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Regierungsvorlage. 

Bundesgesetz vom xxxxxxxxx, . 
mit dem das Bauarbeiter-Urlaubsgesetz1972 

. geändert wird 

. Der Nationalrat.hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 1972, BGBL 
Nr. 414, wird geändert wie folgt: 

1. a) Im§ 2 Abs~ 1 lit. a ist nach dem Wott 
"Kaminausschleiferbetriebe" an Stelle des Strich­
punktes ein Beistrich. zu setieiI und folgende 
Worte anzufügen :"Fassadenbeschichtungsbe­
triebe (ausgenommen Betriebe der Maler und 
Anstreicher);" . 

b) Im § 2 Abs. 1 ist. der Punkt am Ende der 
lit. f durch einen Strichpunkt zu ersetzen und 
nachstehende lit. g und h anzufügen: 

"g) Spezialbe'triebe, die. Tätigkeiten verrichten, 
die ihrer Art nach in den Tätigkeitsbereich 
der Betriebe nach lit. abis f fallrm; 

h) Personalbereitstellungsbetriebe .bezüglich 
jener Arbeitnehmer, die zu Tätigkeiten 
überlassen werden, die ihrer Art nach in 
den Tätigkeitsbereich der Betriebe nach 
lit. abis g fallen." 

2. a) § 3 Abs.1 hat zu rauten: 
,,(1) Betriebe, in denen sowohl Tätigkeiten, 

die ihrer Art nach in den Tätigkeitsbereich der 
Betriebe nach § 2 fallen, als auch Tätigkeiten 
verrIchtet werden, die ihrer Art nach nicht in 
diese Tätigke~tsbereiche fallen, unterliegen' als 
Mischbetriebe nach Maßgabe der Abs. 2 bis 5 
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes." 

b) § 3 Abs. 3 hat zu lauten: 
,,(3) In Mischbetrieben,in denen keine orga~ 

nisatotische Trennung in Betriebsabteilungen 
besteht, unterliegen nur jene Arbeitnehmer den 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, die über­
wiegend Tätigkeiten verrichten, die ihrer Art 
nach in den Tätigkeitsbereich der Betriebe nach 
§ 2 fallen." 

c) Die bisherigen Abs. 3 und 4 des § 3 erhalten 
die Bezeichnung Abs. 4 und 5. 

3. § 4 hat zu lauten: 
,,(1) Nach Beschäftigungszeiten von jeweils 

46 Anwartschaftswochen (Anwartschaftsperiode) 
gebührt dem Arbeitnehmer ein Urlaub von 
24 Werktagen; er erhöht sich auf 30 Werktage, 
wenn Beschäftigungszeiten von mindestens 
920 Anwartschaftswochen erreicht wurden. 

(2) Der Arbeitnehmer erwirbt für jeden vom 
Arbeitgeber zu leistenden Zuschlag zum Lohn 
(§ 21) eine Anwartschaft auf den Zuschlagswert. 
Die Anwartschaften sind entsprechend dem 
Urlaubsausmaß auf gemeinsamen Antrag der 
zuständigen kollektivvertragsfähigen Körper­
schaftender Arbeitnehmer und der Arbeitgeber 
durch ,Verordnung des Bundesministers für 
soziale Verwaltung festzusetzen. Hiebei hat die 
sieh aus den in der Anwartschaftsperiode erwor­
benen Anwartschaften ergebende Leistung (Ur­
laubsentgelt) einer ,der Urlaubsdauer entspre­
chenden Lohnfortzahlung in der Höhe des Loh­
nes gemäß § 21 Abs. 3 zuzüglich eines Urlaubs­
zuschusses im gleichen Ausmaß zu entsprechen. 
Erfordert es die Gebarung der Urlaubskasse 
(§ 14), so hat der Bundesminister für· soziale 
Verwaltung in Verbindung mit einer Regelung 
gemäß § 21 Abs. 1 letzter Satz durch Veiord~ 
nung die entsprechende Anderung der Anwart­
schaften vorzunehmen. 

(3) Für die Bemessung der Url~ubsdauer sind 
außer den Beschäftigungszeiten gemäß Abs.1 
anzurechnen: . 

a)Zeiten, fUr welche eine Haftentsch~digung 
. gemäß § 13a Abs. 1 oder § 13 C Abs. 1 

des Opferfürsorgegesetzes 1947,' BGBL 
Nr. 183, gebührt; 

b) Zeiten des ordentlichen Präsenzdienstes, 
sofern entweder' bereits vor der'Einberu­
fung zum Präsenzdienst Beschäftigungs­
zeiten im Sinne des § 5 zurückgelegt wur­
den oder ein Arbeitsverhältnis iin Sinne 
dieses Bundesgesetzes binnen sechs Werk­
tagen nach Ableistung des Präsenzdienstes 
aufgenommen wird; . . . 

c) Zeiten eines Beschäftigungsverbotes ~ach 
dem Mutterschutzgesetz,BGBL Nr. 76/ 
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1957, sofern kein Entgeltanspruch gegen 
den Arbeitgeber bestand; 

d) Zeiten einer vom Arbeitgeber oder von 
dessen Bevollmächtigten ausdrücklich geneh­
migten Betriebsabwesenheit zur Teilnahme 
an Ausbildungs-, Fortbildungs- und Schu­
lungskursen; 

e) Zeiten einer erweiterten Bildungsfreistel­
lung gemäß § 119 des Arbeitsverfassungs­
gesetzes, BGBI. Nr. 22/1974. 

(4) Zeiten nach Abs. 3 sind für die Bemessung 
der Urlaubsdauer nur insoweit anzurechnen, als 
sie nicht bereits als Beschäftigungszeiten gemäß 
Abs. i berücksichtigt wurden." 

4. Nach § 4 ist ein § 4 a einzufügen, der samt 
. überschrift zu lauten hat: . 

"Zusatz urlaub 
§ 4 a. (1) D.urch Verordnung des Bundes­

ministers für soziale Verwaltung kann für Ar­
beitnehmer, die während des überwiegenden 
Teiles der Anwartschaftsperiode Arbeiten ver­
richten, welche über Feststellung des Zentral­
Arbeitsinspektorates nach dem Stand der medi­
zinischen und technischen Wissenschaften mit 
einer besonderen gesundheitlichen Gefährdung 
verbunden sind, ein Zusatzurlaub festgesetzt 
werden. Das Ausmaß des Zusatzurlaubes beträgt 
entsprechend dem Ausmaß der gesundheitlichen 
Gefährdung bis zu sechs Werktage pro Urlaubs­
jahr: Vor Erlassung der Verordnung sind die 
zuständigen Interessenvertretungen der Arbeit­
geber und Arbeitnehmer anzuhören. 

(2) Begünstigten Invaliden im Sinne des § 2 
Invalideneinstellungsgesetz 1969, BGBI. Nr. 22/ 
1970, gebührt ein Zusatzurlaub im Ausmaß von 
drei Werktagen pro Urlaubsjahr." 

5. a) § 5 erster Satz hat zu lauten: 
"Als Beschäftigungszeiten gemäß § 4 Abs. 1 gel-
ten:" 

b) § 5 lit. c hat zu lauten: 
"c) Zeiten einer durch Krankheit (Unglücks­

fall), Arbeitsunfall· oder Berufskrankheit 
verursachten Arbeitsverhinderung für die 
Dauer des Arbeitsverhältnisses oder, wenn 
das Arbeitsverhältnis während der Arbeits­
verhinderung endet, für die Dauer des 
gesetzlichen oder kollektivvertraglichen 
Entgeltanspruches bei diesen Arbeitsver­
hinderungen ;" 

c) § 5 lit. d hat zu lauten: 
"d) Zeiten einer durch sonstige Gründe ver­

ursachten Arbeitsverhinderung, für die 
Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts be­
steht;" 

d) § 5 lit. g hat zu lauten: 
"g) Zeiten einer Bildungsfreistellung gemäß 

§§ 118 und 130 Abs. 3 des Arbeitsverfas­
sungsgesetzes;" 

e) Dem § 5 ist als lit. h anzufügen: 
"h) Zeiten· von Truppenübungen gemäß § 28 

Abs. 4 des Wehrgesetzes, BGBI. Nr. 181/ 
1955, in der Dauer von höchstens 60 Ta­
gen." 

6. Im § 6 Abs. 1 bis 3 ist jeweils der Aus­
druck ,,32 Stunden" durch den Ausdruck 
,,31 Stunden" zu ersetzen. 

7. Nach § 7 ist ein § 7 a einzufügen, der s~mt 
überschrift zu lauten hat: 

"Erkrankung während des Urlaubes 

§ 7 a. (1) Erkrankt (verunglückt) ein Arbeit­
nehmer während des Urlaubes, ohne dies vor­
sätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt zu 
haben, so werden auf Werktage fallende Tage 
der Erkrankung, an denen der Arbeitnehmer 
durch die Erkrankung arbeitsunfähig war, auf 
das Urlaubsausmaß nicht angerechnet, wenn die 
Erkrankung länger als drei Kalendertage gedau­
ert hat. 

(2) Obt ein Arbeitnehmer während seines 
Urlaubes eine .dem Erholungszweck widerspre­
chende Erwerbstätigkeit aus, so findet Ab!;. 1 
keine Anwendung, wenn die Erkrankung (der 
Unglücksfall) mit dieser Erwerbstätigkeit in 
ursächlichem Zusammenhang steht. 

(3) Der Arbeitnehmer hat dem Arbeitgeber 
nach dreitägiger Krankheitsdauer die Erkran­
kung unverzüglich mitzuteilen. Ist dies aus 
Gründen, die nicht vom Arbeitnehmer zu ver­
treten sind, nicht möglich, so gilt die Mitteilung 
als rechtzeitig erfolgt, wenn sie unmittelbar nach 
Wegfall des Hinderungsgrundes nachgeholt wird. 
Bei Wiederantritt des Dienstes hat der Arbeit­
nehmer ohne schuldhafte Verzögerung ein ärzt­
liches Ze~gnis oder eine Bestätigung des zustän­
digen Krankenversicherungsträgers' über Beginn, 
Dauer und Ursache der Arbeitsunfähigkeit vor­
zulegen. Kommt der Arbeitnehmer diesen Ver­
pflichtungen nicht nach, so ist Abs. 1 nicht anzu­
wenden." 

8. a) § 8 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Dem Arbeitnehmer gebührt bei Antritt 
des Urlaubes ein Urlaubsentgelt (Urlaubsgeld 
zuzüglich Urlaubszuschuß), das dEm in der An­
wartschaftsperiode erworbenen, Anwartschaften 
(§ 4 Abs. 2) und der Dauer des Urlaubes ent­
spricht. Fällt in die Anwartschaftsperiode eine 
kollektivvertragliche Lohnerhöhung, so sind für 
die Berechnung aller Anwartschaften dieser Ail­
wartschaftsperiode jene Zuschlagswerte heranzu­
ziehen, die sich auf Grund der Lohnerhöhung 
ergeben. Der Anspruch auf das Urlaubsentgelt 
richtet sich gegen die Urlauhskasse." 

b) Im § 8 Abs. 2· ist der Ausdruck "Neben­
stelle der Urlaubskasse" durch den Ausdruck 
"Landesstelle der Urlaubskasse" zu ersetzen. 
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9. a) Im § 14 Abs. 3 ist der Ausdruck "Kas- Vorschläge der Gruppen ist em gemeinsamer 
sennebensteIle" durch den Ausdruck "Landes- Beschluß zu fassen." 

-stelle" zu ersetzen. . 

b) Im § 14 Abs. 5 hat der letzte Satz zu 
lauten: 
"Dem Obmann (Stellvertreter) und den Mit­
gliedern des Vorstandes, dem Vorsitzenden 
(Stellvertreter) und den Mitgliedern des Kon­
trollausschusses sowie den Obmännern (Stell­
vertretern) der Beiräte kann eine ihrer Funktion 
und dem Umfang ihrer Aufgaben angemessene 
Funktionsgebühr zuerkannt werden, deren Höhe 
vom Ausschuß festgesetzt wird." 

10. a) § 15 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Die Verwaltungsorgane der Urlaubskasse 
sind der Ausschuß, der Vorstand, der Kontroll­
ausschuß und für· den Bereich einer Landesstelle 
der Beirat." 

b) Im § 15 Abs. 4 ist der Ausdruck "Aufsichts­
rat" durch den Ausdruck "Kontrollausschuß" zu 
ersetzen. 

c) Im § 15 Abs. 5 ist der Ausdruck "Neben­
stelle" durch den Ausdruck "Landesstelle" zu 
ersetzen. 

11. a) Im § 16 Abs. 3 und 4 ist der Ausdruck 
"Aufsichtsrat" durch den Ausdruck "KontroU­
ausschuß" zu ersetzen. 

b) Im § 16 Abs. 5 ist der Ausdruck "Neben­
stelle" durch den Ausdruck "Landesstelle" zu 
ersetzen. 

12: Im § 17 Abs. 1 ist der Ausdruck "nach 
Anhörung des' Aufsichtsrates" durch den Aus­
druck "nach Anhörung des Kontrollausschusses" 
zu ersetzen. 

13. § 20 hat zu lauten: 

,,(1) Ergibt sich in einem Geschäftsjahr em 
bilanzmäßiger Gebarungsüberschuß, so hat der 
Ausschuß über 

a) dessen Verwendung zur Förderung von 
sozialen Einrichtungen oder solchen Ein­
richtungen, die der Aus- und Weiterbil­
dung der diesem Bundesgesetz unterliegen-
den Personen dienen; . 

b) eine quotenmäßige Auf teilung auf Arbeit­
nehmer und Arbeitgeber 

zu beschließen. 

(2) Der Beschluß nach Abs. 1 hat auf Grund 
von Vorschlägen der Gruppen der Arbeitneh­
mer und Arbeitgeber im Ausschuß zu erfolgen, 
wobei das Vorschlagsrecht jeder Gruppe für die 
Hälfte des Gebarungsüberschusses zusteht. Die 
Gruppen kännendie Verwendungsmäglichkeiten 
'des Abs. 1 im Rahmen des· ihnen zustehenden 
Anteiles am Gebarungsüberschuß auch wahlweise 

. oder gemeinsam in Anspruch nehmen. über die 

14. a) § 21 Abs. 2 hat zu lauten: 
,,(2) Der Arbeitgeber hat für jeden Arbeit­

nehmer die auf die einzelnen Anwartschafts­
wochen entfallenden Zuschläge, ausgenommen 
für Zeiten des Urlaubes (§§ 4 und 4 a) und der 
Truppenübungen (§ 5 lit. h), zu entrichten. Der 
Zuschlag für die Zeiten des Urlaubes und der 
Truppenübungen wird von der Urlaubskasse 
selbst geleistet." 

b) Im § 21 Abs. 3 ist der Ausdruck ,,20 v. H." 
durch den Ausdruck ,,25 v. H." zu ersetzen. 

c) Im § 21 Abs. 4 sind die Ausdrücke 
,,32 Stunden" und ,,20 v. H." durch die Aus­
drücke ,,31 Stunden" und ,,25 v. H.'~ zu erset­
zen. 

d) Im § 21 Abs. ~ ist der Klammerausdruck 
,,(§ 14 Abs. 2 Z. 2 des Betriebsrätegesetzes, BGBL 
Nr. 97/1947)" durch den Klammerausdruck 
,,(§ 96 Abs. 1 Z. 4 des Arbeitsverfassungsgeset­
zes)" zu ersetzen. 

15. Im § 23 hat der Klammerausdruck ,,(Ver­
trauensmännern)" zu entfallen. 

16. a) § 25 Abs. 4 hat zu lauten: 

,,(4) Bestreitet der Arbeitgeber die Vorschrei­
bung gemäß Abs. 1 mit der Begründung, nicht 
in den Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes zu 
fallen, so hat die Bezirksverwaltungsbehärde auf 
Antrag der Urlaubskasse ehestens, spätestens aber 
einen Monat nach Einlangen des Antrages mit­
tels Bescheides festzustellen, ob der Arbeitgeber 
den Vorschriften dieses Bundesgesetzes unter­
liegt." 

b) Der bisherige Abs. 4 erhält die Bezeichnung 
Abs. 5, dessen erster Satz wie folgt zU lauten 
hat: 

"über Berufungen gegen einen Bescheid nach 
Abs. 3 und 4 entscheidet der Landeshauptmann.« 

c) Der bisherige Abs. 5 erhält die Bezeichnung: 
Abs.6. . 

d) Der bisherige Abs. 6 erhält die Bezeichnung 
Abs. 7, dem nachstehende Sätze anzufügen sind: 

"Leistet der Betriebsnachfolger der: Aufforde­
rung der Urlaubskasse, den Rückstand seines 
Vorgängers binnen 14 Tagen zu bezahlen, nicht 
Folge, so hat die Urlaubskasse bei der zustän­
digen Bezirksverwaltungsbehärde den Antrag zu 
stellen, einen Bescheid des Inhalts zu erlassen~ 
daß der Betriebsnachfolger den Rückstand bin­
nen zwei Wochen an die Urlaubskasse zu ent­
richten hat. Abs.5 gilt sinngemäß." 

17. Im § 41 lit. a ist der Ausdruck ,,§§ 2 
Abs. 3 und 3 Abs. 4" durch den Ausdruck 
,,§§ 2 Abs. 3 und 3 Abs. 5" zu ersetzen. 
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Artikel 11 
Wirksamkeits beginn und· Vollziehung 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 27. Dezem­
ber 1976 in Kraft. 

(2) Verordnungen zu diesem Bundesgesetz 
können vor dem im Abs. 1 bezeichneten Zeit-

punkt erlassen werden; sie. treten frühestens 
gleichzeitig mit diesem Bundesgesetz in Kraft; 

(3) Mit der Voll ziehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundesminister für soziale Verwaltung 
betraut: . 

Erläuterungen 

Der vorliegende Entwurf trägt zum einen 
den seit dem Inkrafttreten des Bauarbeiter-Ur­
Iaubsgesetzes 1972 gemachten Erfahrungen Rech­
nung, zum anderen enthält er Leistungsverbesse­
rungen, die von den Kollektivvertragsparteien 
vereinbart wurden:d;l.zugehören vor allem die 
Knderungendes Geltungsbereiches einschließlich 
der Klarstellungen zum Begriff der Mischbetriebe, 
die Neuregelung der Anwartschaftswerte im Ver­
ordnungsweg, das Mindestausmaß der Anwart­
schaftswoche, die Erhöhung der Berechnungs­
grundlage für die Zuschlagsleistung sowie die 
automatische Anpassung der Zuschlagswerte bei 
kollektivvertraglichen Lohnerhöhungen. Diese 
Neuregelungen beruhen - ebenso wie die Knde­
rungen, welche die Organisationsvorschriften für 
die, Urlaubskasse betreffen - auf einem einver­
nehmlichen . Vorschlag. der Kollektivvertragspart­
ner in der Bauwirtschaft. 

Darüber hinaus werden die Urlaubsbestim­
mungen des Bauarbeiter-U rlaubsgeseties 1972 an 
die in der Regierungsvorlage betreffend die Ver­
einheitlichung des Urlaubsrechtes und die Eirt~ 
führung einer. Pflegefreistellung enthaltenen Re­
gelungen angeglichen. Dadurch soll auch den 
dem Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 1972 unterlie­
genden Arbeitnehmern die Teilnahme am sozialen 
Fortschritt gesichert werden. 

Z1,l den einzelnen Bestimmungen des Ent­
wurfes wird bemerkt: 

Zu Art. I Z. 1: 

Durch die hier vorgenommenen Knderungen 
des, Geltungsbereiches soll vor allem klargestellt 
werden, daß dem Bauarbeiter-Urlaubsgesetzauch 
Betriebe unterliegen, die sich nur auf einzelne 
Tätigkeiten, die sonst im Rahmen von im § 2 
genannten Betrieben ausgeübt werden, speziali­
siert haben. 

Zu Art. I Z. 2: 

Der bisherige Wortlaut de's § 3 Abs. 1 führte 
zu der Auslegung, daß nur dann von einem 
Mischbetrieb gesprochen werden kann, wenn 
primär ein Betrieb (Unternehmen) vorhanden 

ist, in dem neben Tätigkeiten, die ihrer Art 
nach in die Tätigkeitsbereiche von Betrieben 
im Sinn~ d.es § 2 fallen, auch solche Tätigkeiten 
verrichtet werden, die ihrer Art nach nicht in 
diese Tätigkeitsbereiche fallen. Der neue Wort­
laut bringt zum Ausdruck, daß die Qualifikation 
als Mischbetrieb (und damit die Unterstellung 
eines Teilbereiches des Betriebes unter das Bau­
arbeiter-Urlaubsgesetz) jedem Betrieb zukommt, 
in dem nach Maßgabe der Abs. 2 bis 5 Tätig­
keiten im Sinne des § 2 verrichtet werden, und 
zwar ohne Rücksicht darauf, welche Art von 
Tätigkeiten dieser Betrieb primär ausübt. Ferner 
wurde die bisher fehlende Regelung für Misch­
betriebe, in denen keine organisatorische Tren­
nung in Betriebsabteilungen besteht, ergänzt. 

Zu Art. I Z. 3: 

Die Regelung in § 4 Abs. 1 entspricht der 
Festlegung des Mindesturlaubes mit 24 Werk­
tagen und der Erhöhung des Urlaubsausmaßes 
allf 30 Werktage nach 20 Arbeitsjahren. 

Die gesetzliche Festlegung der Anwartschaften 
in Hundertsätzen des jeweiligen Zuschlagswertes 
(§ 4 Abs. 3) hat sich aus folgenden Gründen 
als zu starr erwiesen:. während die. Höhe der 
Einnahmen der Urlaubskasse durch den gemäß 
§ 21 im Verordnungswege festzusetzenden Zu':" 
schlag verhältnismäßig flexibel gestaltet werden 
kann, sind die Ausgaben zum größten Teil, I}äm­
lich hinsichtlich des Aufwandes für die Urlaubs­
entgelte, von vornherein infolg~ der Anwart­
schaftshundertsätze durch die Höhe der Zu­
schlagsleistungen bestimmt. Solange die Voraus­
setzungen, von denen der Gesetzgeber 'bei der 
Festlegung der Hundertsätze für die' Anwart­
schaften ausgegangen ist, nämlich eine bestimmte 
Staffelung der Arbeitnehmer mit Urlaubsansprü­
chen auf 18, 24 und 30 Werktage, gegeben sind, 
bleibt der Anteil der Ausgaben für (Jrlaubs­
entgelte an den Gesamteinnahmen der Urlaubs­
kasse gleich und somit die Gebarung ausgegli­
chen.Kndert, sich jedoch, wie.in letzter Zeit, 
diese Staffelung dadurch, daß die Zahl der Ar­
beitnehmer mit höheren Urlaubsanspr,üchen (und 
damit höheren Hundertsätzen für die Berech-
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nung der Anwartschaft) zunimmt,· so steigen die 
Ausgaben für Urlaubsentgelte . ohne entsprec 
chende Mehreinnahmen. Da' eine Erhöhung der 
für den. Arbeitnehmer ohne Rücksicht auf seinen 
Urlaubsanspruch gleichen Zuschlagsleisturtgdurch 
einen höheren Zuschlag gemäß § 21 Abs. 1 
infolge der gesetzlich festgelegten Hundertsätze 
im§ 4 Abs.3 gleichzeitig zu einer Erhöhung 
der Anwartschaftenund damit wieder zu einem 
höheren Aufwand führen w~rde, kann auf die­
sem Wege das ursprüngliche Gleichgewicht zwi­
schen Einnahmen und Ausgaben nicht hergestellt 
werden. Dazu wäre jeweils eine Änderung der 
gesetzlichen Hundertsätze unter Berücksichtigung 
der Staffelung der verschieden hohen Urlaubs­
ansprüche erforderlich. Um die für das Geba­
rungsgleichgewicht wesentlichen Einnahmen- und 
Ausgabenkomponenten (Zuschlag gemäß § 21 
und Anwartschaften) rascher den wechselnden 
Gegebenheiten anpassen zu können, sieht der 
Entwurf auch die Festsetzung der Anwartschaf­
ten im Verordnungswege vor._ Die Anwartschaf­
ten werden so festzusetzen sein, daß sich für 
den einzelnen Arbeitnehmer von den auf Grund 
des einheitlichen Zuschlages gemäß § 21' vom 
Arbeitgeber zU zahlenden Zuschlagsleistungen der 
Anspruch auf jenes Urlaubsentgelt ergibt, das 
seinemUrlaubsanspruch entspricht.- Hiebei' wird 
die derzeiüge Rechtslage, wonach dem Arbeit­
nehmer mit dem Urlaubsentgelt nicht nur der 
Lohn während des Urlaubes - auf der Basis 
des Lohnes, der der. Berechn~ng der Zuschlags­
leistung gemäß § 21 Abs. 3 zugrunde gelegt 
wird - weiterbezahlt wird, sondern gleichzeitig 
auch einen Urlaubszuschuß in derselben Höhe 
e~häh:, beibehalten. 

Zu Art. I Z. 4: 

Diese Regelung entspricht denim Entwurf eines 
Bundesgesetzes betrdfend Idie V ereinhei tli chung 
des, Urlau'bsrechtes u11Id die Einführung einer 
Pflegefreistellung enthaltenen Bestimmungen' 
über Idie Gewährung von Zusatzurlaub. 

Zu Art. I Z.S: 

In ,llit. a,b unld c des EnltwllU1fes wird der Text 
des Baua1'lbeiter-U r1aubsgesetzes 1972 an Idie Ter­
minologie des Entgeltfortzahlungsgesetzes,BGBI. 

. Nr. 399/1974, angeglichen. 

Die Änderung in lit. d wurde durch das Inkraft­
treten des Arbeitsverfassungsgesetzes notwendig. 

Die Aufnahme id~r Zeit,en von Truppenüibun­
gen in den KataLog des § 5 (lit. e des Entwurfes) 
entspricht der auf Grund eines V:orstarudsbeschlus­
ses seit längerer Zeit g,eübten Praxis der Bau­
arbeiter-UrlaUlbskasse. 

Zu Art. rz. 7: 

Das BUJ.1lCJ,esges'etz 'betrefferud' die V:ereimheitJIi~ 
chung des Url'aubsrechtes und die Einführung 
einer PflegefreisteJ1un,g. wirlddem BunkiesJ&esetz 
vom 13. Mai 1964, BGBl Nr. 108, betrefferud 
Erkrankung währerud 'des Udaubes'; dess·en Be~ 
stimmurugen.auch f,ür d~e dem Ba.uarbeliter-Ur­
'laubS/gesetz unterliegeniden Arlbeitnehmer gahen, 
derogieren. Es erscheint daher notwendig, eine 
der Regelung des ß,undesgesetzes betreffend' d1ie 
Vereinheitlichung des UrhiubSredües und die Ein­
führung einer Pflegefreist(jUung entsprechenlde 
Bestimmung in das Baual1beiter-Ur.1aUlbsgesetz 
1972' aufzunehmen. 

Zu Art. I Z. 8 lit. a: 

Nach :derderzeiti~e'n Gesetzeslage erhält der 
AI'ibeitnehmer das Urlaulbsentgelt nur auf der 
Basis ,der für 46 Arbeits,wochen zu zahlenden 
Zuschlagsleisw11Igen. Da :die Berechnung der 
Zuschlagsleisturug nachdem j,ewei1s geltenden 
kollektivvertraglichen Stundenlohn erfolgt, 
wirken sich Erhöhungn des Kollektivvertrags­
.Jlohnes.rucht auf jene Anwartscha.ftswochen aus, 
die vor der " Lo.hnel1höhung Liegen. Das Urlau;bs­
netgelt entspricht demnach nicht mehr dem Lohl~­
anspruch währerud der Urhuhszeit. Bisher konnte 
diese Härte durch einen Härteau~gleich auf 
Grund eines Beschlusses des Ausschusses der Ur­
laubskasse gemäß § 20 Abs. 1 ausgeglichen wer­
den. Die vor:gesehene Äruderurug in § 8 AlbsI. 1 
trägt dieser Praxis Rech11lung und gibt dem 
Arheitnehiner bereits~u's dem Gesetz den An­
spruch a!uf B,erechnunig seines UrLmbsentgeltes 
nach dem zuletzt in ,der Anwartschaftsper,iod'e 
festgesetzten koUektivvertra'gLichen Stu11ldenlolhn. 

Zu Art. I Z. 8 lit. bund Z. 9 bis 12: 

Die Ä11Iderun'g der B,ezeichnung '"NelDeThStelle" 
in "Larude-sste1le" trägt .dem räumlichen Auf­
gahenbereich ider Nebenstellen Rechnung. Die 
Bezeichnung "Kontrollausschuß" für das bisher als" 
"Aufsichtsrat" bezeichnete Organ der Urlaubs­
kasse soll vor aJ.Lem klarstehlen,daß auf dieses 
Organ nicht die für den Aufsichtsrat von Kapital­
geseUschaften maßgebenIden V drschriften, ins:be­
sondere in steuerlicher Hinsicht,' anzuwenden 
sinld. 

Zu Art. I Z. 13: 

Die N eU'fassun;g ,des § 20 folgt aus der Ärude­
mrug des § 8 Albs. 1. 

Zu Art. I Z. 14 lit. a und b: 

Die Leistung des Zus:chlages ·für Zeiten der 
/ Zu Art. I Z. 6: Truppen,übu!1:gen ents.pricht der derzeiuigen Pra-

Die hier vorgenommene ~nderung entsprid1t x.is der Urlaubskasse. 
der aUg.emeinen Verringerung der wöchentlichen Die Erhöhung der BerechnungsgflU11Id,lage für 
Normalarbeit~21eit. die Zuschlagsleistung auf den um 25 v; H. er-

182 der Beilagen XIV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 5 von 13

www.parlament.gv.at



6 182 der Beilagen 

höhten kollektivvertr.a:g'llichen Stundenlohn ent­
spricht der Ülbereinstimmenden: Auffia&Swng der 
Kol1ektivvertragspartner. 

Zu Art. I Z. 14 lit. c und Z. 15: 

Diese Kniderungen W'Ur1den diurch das Inkraft­
treten ,des Arbeitsv,erfassungsgesetzes 1l!otwenJdig. 

Zu Art. I Z. 16: 

Kommt ,der Ar1beiq~eber Ider VorschreiJbunJg der 
Zuschhgsleistung deshalb nlicht nach, weil er dore 

A'IlIWerudung ,des' Baual"beiter-Urlaubsgesetzes be­
streitet, so stelllt die Vorschrift ,des § 2'5 Albs,. 2, 
wonach Idie Urilauibskasse den säumigen Arbeit­
geber zu mahnen hat, nur eine Verzögerung dar. 
Durch die Neufassung des § 25 Abs. 4 wird die 
Urlaulbska~se in die Lage versetzt, in sold1en 
Fällen ohne V'Orhergehende Mahnung den Antrag 
auf Erlassung eines BescheDdes an die Bezirks­
verwaltungsbehöl"de zu steU'en. 

,Die Ergänzung des Albs. 7 soll klarstelUen, daß 
.. uch diese FäHe im Verwaltunlgsverfahren zu 
entscheiden sin:d. 

Textgegenüberstellung 

Geltenides Recht: 

§ 2 Abs. 1 lit. a , 

a) Baume,isterbetriebe, '" Kaminausschlej,fer­
betriebe; 

neu 

§ 3 Abs. 1 

(1) Für Arlbeitnehmer in Betrieben, in denen 
neben Tätigtkeiten,die ihrer Art nach in die 
Tätigkeitsbereiche der Betriebe nach § 2 bLlen, 
:l!uch solche Tätigkeiten verrichtet werld:en, d~e 
ihrer Art nach nicht in ,diese Tätigkeitsbereiche 
faililen (Mischlbetri-ebe), gelten ,die Bestimmun:gen 
der Abs. 2 bis 4. 

neu 

§ 3 Abs. 3 

(3) Auf Arbeitnehmer eines Mischbetriebes ... 
in Hetrieb:Salbteilungen, besteht. 

Fassung des Entwurfes: 

§ 2 Abs. 1 lit. a 

a) Baumeisterbetriebe, ... Kaminausschleifer­
betriebe, Fassadenbeschichtungsbetriebe (aus­
genommen Betriebe ,der Maler und An-
streicher); , 

§ 2 Abs. 1 lit. g uqd h 

g) SpezialJbetriebe, die Täti,gkeiten verrichten, 
die mrer Art nach in den Tätigkeitsbereich 
Ider Betriebe nach lit. a bis f fallen; 

h) Per~onalbereitstellungS1betriebe bezüglich 
jener Arbeitnehmer, die zu Tätigkeiten 
überlassen werden, die ihrer Art nach in 
den Tätigkeitsbereich ,der Betriebe nach 
fit. abis g fallen. 

§ 3 Abs. 1 

(1) Betriebe, in denen sowohl Tätigkeiten, die 
'ihrer Art nach in Iden TätigkeitSbereich der Be­
tr,iebe na-ch § 2hllen, als auch Tätigkeiten ver­
richtet weriden, die ihrer Art nach nicht in dies,e 
Tätigkeitsbereiche fallen, unterliegen als Misch­
betriebe nach Maß,ga:be der Albs. 2 bis 5 den Be­
stimmungen dieses Bundesgesetzes. 

§ 3 Abs. 3 
(3) In Mils'chlbetrieben, in ,denen keine organis,a­

torische Trennung in Betriebs:libteilungen besteht, 
unterliegen nur jene Arbeitnehmer den Bestim:" 
mun,gen ,dies,es Bundesgesetzes, die überwiegend 
Tätigkeiten verrichten, die ihrer Art nach in den 
Tät,igkeitsbereich :der Betriebe nach § 2 fallen. 

§ 3 Abs. 4 

(4) Auf Arbeitnehmer eines MiSichbetriebes ., . 
in BetriebsaibteiluIJIgen besteht. 
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182 der Beilagen 7 

, Gel t e ,n des Re c h t: Fa s s u n g des E n tw u rf es: 

§ 3 Abs. 4 

(4) Ist eine Einheitlichkeit ... weggefal1~n sind. 

§ 4 Abs. 1 

(1) Nach Beschäfüg,ungszeiten von jeweiJ., 
46 Anwartschaftswochen (Anwartschaftsperiode ) 
gebiilhrt dem Arbeinnehmer ein Urla>ub von 
18 Werktagen; er erhöht sich auf 24 Werktage, 
wenn Beschäftigungszeiten von minldestens 
460 Anwartschaftswochen, .und auf 30 Werktage, 
wenn Beschäftigungszeiten ,"on mi'ndesteDIS 
115'0 A11lwartschaftswochen erreicht wur,den. 

§ 4 Abs. 2 

(2) ]ugenJellichen Al1beitnehmern vor dem '"011-
endeten 18. Lebensjahr gebührt nach Beschäfti­
gun'gszeiten von jeweils 46 Anw:artschaiftswochen 
ein Urlaub von 24 Werktagen. DieSies Ausmaß 
steht auch für jene Anwartschalftsperiode zu, 1n 
der der Jugendliche das 18. Lebensjahr vollendet. 

§ 4 Abs. 3 

(3) Der Arbeitnehmer erwirbt für jeden Zu­
sch!la.g (§ 21), 

a) der während ,der ersten 414 Anwart­
schaftsW'ochen z.u leisten ist, die Anwart­
schaft aUlf 66/ 100 ,des Zuschhtgswertes, 

b) der während der flolJgenden 690 Anwart­
sch'aftswochen zu leisten ist, die Anwart­
schaft a.uf 88/100 des Zusch,Da>gswertes, und 

c) der während der folgenden Anwartschafts­
wochen: ZlU leisten ist, die Al11lwartschaft auf 
110/100 des Zuschlagswertes. 

§ 4 Abs. 4 

(4) ] ugen!dtliche Arbeitnehmer erwer'ben für 
jeden Zuschlag (§ 21), der bis zum Ende der An­
wartschafns,periode, in der sie das 108. Lebens­
jahr vollenden, zu leisten ist, die Anwartsch,aft 
auf 88/100 des Zuschlagswertes. 

§ 4 Abs. 5 

, (5) Für d,ie Bemessung der Urlaubsdauer sind 
außer den BeschMtigungszeiten gemäß den Albs. 1 
un'd 2 a,nzurechnen: 

a) Zeiten, in denen PerSIonen, die dem Opfer­
fürsor,gegesetz, BGBL Nr. 183/1947, unter­
lliegen, n'achweisbar au,s politischen Gründen 
in Haft waren; 

§ 3 Abs. 5 

(5) Ist eine Ei11lheitlichkeit ... weggef,al1en sin,d. 

§ 4 Abs. 1 

(1) Nach Beschäftigungszeiten von jeweils 
46 Anwartschaftswochen (Anwartscha.ftsperiOide) 
gebührt -dem Arbeitnehmer ein Ur:1JauJb von 
24 Werktagen; er erhöht sich aulf 30 Werktage, 
wenn Beschäftigungsz.eiten ,"on miooestens 
920 Anwartschaftswochen erreicht wurden. 

entfäHt 

§ 4 Abs. 2 

(2) Der Arbeitnehmer erwirbt für jeden vom 
Aribeitgeber ZiU leistenden ZuschLag zum Lahn 
(§ 21) eine Anwartschaft ,auf den Zuschillagls.wert. 
Die Anwartschahen sinld entsprechend dem Ur­
lawbsausmaß auf gemeinsa.men Antratg der ZiU­

ständigen kollektivvertragsfähigen Körperschaf­
ten ,der AIibeitnehmer und der Ar>beitg,elber durch 
Verordnu.ng des BU11idesminlsters für sozi-a.le Ver­
waltung festzusetzen. Hiebei hat die sich aus den 
in Ider Anwartschaftsperiode erworbenen Anwart­
schaften ergebenlde Leistung (Urlaubsentgelt) 
einer der Urlaubsdauer entsprechenlden Lohntfort'" 
zahlung 'in der Höhe des Lohnes gemäß§ 21 
Abs. 3 zuzüglich eines Urlaubszuschusses im glei­
chen Ausmaß zu entsprechen. Erfol1dert es die 
Gebarung der Urla.ubskatsse (§ 14), so hat der 
Bundesminister für soziale Verwaltung in Ver­
bindung mit einer Regelung gemäß § 2:1 A'bs. 1 
letzter Satz durch Verordnung die entsprechende 
Kruderung rder An<wartschaJften vorzunehmen. 

entfäJlt 

§ 4 Abs. 3 

(3) Für die Bemessung der Urlau:bSldQuer sind 
außer den Beschäftigungsze.iten gemäß Abs. 1 
aJnzurechnen: 

a) Zeiten, für welche eine Haftentscha,digu11ig 
gemäß § 13 a Abs. 1 (lider § 13 c Abs. 1 
des Opferfürsorgegesetzes 1947, BGBL 
NI'. 183, gebührt; 
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Geh e 'n cl es' .. R echt: 

b) Zeiten ,des ol'dentlichenPräseruzdienstes, 
sofern entweder. bereits vor· der Einheru­
'fung ~um Präsenzdienst Beschäftigungs­
zeiten im Sinne des § 5 zurückgelegt wur­
iden oder ein Arbeitsverhältnis ini Sinne 
:diesesBunde'S,gesetzes binnen sechs Werk­

. tagen ·nach· Aibleistung desPräsenzdienstes 
aüfgenommen Willd; . 

'c) Zeiten eines Beschäftigungsverbotes nach 
,dem MuttersdlUtzgesetz, BGBLNr. 76/1957, 
sofern kein Entgeltanspruch gegen den 
Anbeiugelber bestanld; 

d) Zeiten e~ner vom Arbeingeber oder von 
dessen Bevollmächtigten ausdrücklich ge­
n·ehmi,gten Betriebsabweseruheit zur Teil­
nahme an Ausbildungs-, Fortbildungs-
un,d Schulungskursen; 

e) Zeiten einer erweiterten BiLdungsfreistel­
lung gemäß § 16 b des Betrielbsrätegesetzes, 
BGBJ. Nr. 97/1947. 

§ 4 Abs. 6 

(6) Zeitenmch Aihs. 5 sinldfür die Bemesrung 
der Urla:ulbsdauer nur ~nsoweit anzurechnen, als 
sie nicht bereits als Beschäftigungszeiten nach den 
Abs. 1 und 2 berücksichtilgt wUl1den. 

neu 

§ 5 erster Satz 

F ass' u n g rd e sEn t w u r fes: 

b) Zeiten ~des olidentlichen Präse>Il'zdienstes, 
sofern entweder bereits vor der Einberu­
fung zum Präsenzdienst Beschäftigungs, 
zeiten im Sinne des § 5 zurückgelegt wur­
den oder ein Arbeitsverhältnis irri Sinne 
dieses Bundesgesetzes binnertsechs Werk­
tagen nach Ableistung des Präsenzdienstes 
aufgenommen wird; 

c) Zeiten eines B.eschäftigurugsveribotes !l:l'ach 
dem Mutterschutzgesetz, BGBL. Nr. 76/1957, 
sofern kein Entgeltanspruch gegen den 
Aribeitgeber bestand;, 

d) Zeiten einer vom Arbeitgeber oder V'on 
Idessen BeV'o!lllmächtigten ausdrückl<ich ge~ 
nehmigten Betriebsahwesenheit zur TeiIc. 
nalhme an Ausbi/idungs-, Fortibi1du'rugs- un/d 
Schulurugskursen; 

e) Zeiten einer erweite~ten Bildungsfreistel­
lunggemäß § 119 des Arbeitsverfassungs­
ge~etzes, BGBI'. Nr. 22/1974. 

§ 4 Abs. 4 

(4) Zeiten nach Abs. 3 sind f'ür die Bemessung 
der Urlaubsdauer nur insoweit anzurechnen, als 
sie. nicht bereits als Beschäfti,gungszeiten gemäß 
A,bs. 1 berücksichtigt wurden. 

§ 4 a 
Zusatzurlaub 

§ 4 a. (1) Durch Verordnung des Bundesmini­
st·crs f.ür soziale Verwaltun'g kann für Arbeit­
ruehmer, ,die währenJd des überwiegeruden Teiles 
der Anwarts,chaftsperiode Arbeiten verrichten, 
welche über Festste1luIllg des Zentral-Arbeits~ 
inSipektorates illlach dem Stand der medizin~schen 
und technischen Wissenschaften mit einer be­
soIllderen gesundheitlichen Gefähl1dung verbun­
den sind, ein Zusatzurlaub festgesetzt werden. 
Das Ausmaß des Zusatzurhu:bes beträgt ent­
sprecherud dem Ausmaß der gesundheitlichen Ge­
fährdung bis zu sechs Werktage pro Urlaubsjahr. 
Vor Erlassung ,der Verolidnung sind d~e zu­
ständig,en Interesserovertrewngen der Arheit­
geber und der Alibeitnehmer aJUizuhören. 

(2) Begürustigten Inval~den im Sinne des § 2 
InvaJ'ideneinstel],ungsgesetz 1969, BGB!. Nr. 22/ 
1970, gBbührt ein ZusatZiurillaU!b im Ausmaß vo.n 
drei Werktagen pro Urlau'bsjaJhr. 

§ 5 erster Satz 

Als Beschäftigungszeitcn gemäß § 4 Abs. 1 AJIsBeschäftigungszeitenlgemäß § 4 Abs. 1 gelten: 
unld 2 geU'ten: 

§ 5 fit. c 

c) Zeiten emer durch Krankheit oder UnfaLl 
verurs.achten DielllStvetihilliderung ,für die 
Dauer des Arbeitsverhäiltnisses oder, wenn 

§ 5 lit.c 

c) Zeiten emer durch Krarukheit (Unglücks­
fall), Al1beitsunfalil oder Berufskrankheit 
verursachten Arbeitsverhinderung für die/ 
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Gelten'cles' Recht: Fassung Ides Entw'urfes: 

,das Ar1beitsverhältnis w:ilirend der Dienst­
verhinderung endet, für die Dauer des ge~ 
setzlichen oder k6t1lektivvertnig.j,ichen Ent­
geltanspruches, bei ,dliesen Dienstverhinde­
rungen;, 

§ 5 lit. d 
d) Zeiten einer durch sonstige Gründe ver­

ursachten Dienstv.erhiniderung, für die An­
spruch auf Fortzahlung .des Entgelts be­
steht; 

§5 lit. g 

!g) Zeiten einer' BiDdwngsfreistelLung gemäß 
" § 16 a .des Betriebsräteg.esetzes, BGBl. 

Nr. 97/1947, bzw.gemäß § 9 Abs. 3 
des', Jugendvertriuensrätegesetzes; BGBl. 
Nr.287/1972.' ' 

neu' 

§ 6 Abs. 1 

(1) Als Anwartschaftswoche ... als 32 Stunden 
betragen. 

§ 6 Abs. 2 

(2) Für Ar1beitnehmer ... als 32 Stunden be­
trägt ' ... der wöchentl'ichen AI1beitszeit. 

§ 6 Abs 3 

Dauer des Arbeitsverhältni'sses oder, wenn 
·das Arheitsverhältnis währ,end der Arbeits­
verhinderung endet, für die Dauer des ge­
setzlichen oder kollektivvertraglichen Ent­
gelts.anspruches. bei diesen Al1beitsverhinde­
rungen; 

§ 5 lit. d 
d) Zeiten einer durch sonstige Gründe verur­

sachten Arbeitsverhinderung, für die An­
spruch auf FürtzaMunlg des Entgelts be­
steht; 

§ 5 lit. g 

, g) Zeiten einer BiMurt,gsfreisteH'Ung gemäß 
§ § 118 urud 130 Abs. 3 des Anbeitsverfas­
sungsgesetzes; 

§ 51it. h 

h) Zeiten von Trüppenühungen gemäß § 28 
Abs. 4 des Wehrgesetzes, BGBl. Nr. 181! 
1955, in der Dauer von höchstens 60 Tagen. 

§ 6 Abs. 1 

(1) Als Anwart's'chaftswoche ... als 31 Stunden 
betragen. 

§ 6 Abs. 2 

(2) Für Arbeitnehmer als 31 Stunden be-
trägt ... der wöchentlichen Arbeitszeit. 

§ 6 Abs.3 

(3) Die Vürawssetzung 
arbeitet wi!1d. 

als 32 Sturrden ge- (3) Die Voraussetzung ... als 31 Stunden gear-

Bundesgesetz vom 13.' Mai 1964, BGB!; 
Nr. 108, betreffend Erkrankung während des 

Urlaubes 

beitet wird. 

§ 7a 

Erkrankung während des Urlaubes 

§ 7 a. (1) Erkrankt (verunglückt) ein Arbeit­
nehmer während des Urlaubes, ohne dies vor­
sätzlich oder grob f.ahrlässig hel1beigeführt zu 
haben, so wenden auf Werktage fallenJde Tage 
der Erkrankung, an ,denen der Arbeitnehmer, 
durch die Erkrankung arlbeitsunfähig war, auf 
das Urlaurbsausmaßnicht angerechnet, wenn die 
Erkran:kung länger aJos ,drei Kalendierta,ge ge-
dauert hat. . 

(2) Obt ein Arbeitnehmer währ·end seines Ur­
lawbes eine dem Erholungszweck widersprechende 
Erwerbstätigkeit aus, ~o findet Abs. 1 keine An­
wenJd!ung, wenn die Erkrankuln:g (der Unglücks­
fall) mit dieser Erwerbstätigkeit in ursächJichem 
Zusammen~atlJg steht. 

(3) Der Arbeitnehmer hat dem Arheitgeber 
nach .dreitäg.iger Krankheitsdauer ,die Erkrankung 
unverzüglich mitzuteilen. Ist dies aus Gründen, 
die nicht vom Ar1beitnehmer zu vertreten sind, 
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Gel t e n ,d e s Re c ht: 

§ 8 Abs. 1 

(1) Dem Arbeitnehmer gebührt bei Antritt 
des UrlaUlbes ein Urlaulbsentgelt, ,das dem in der 
Anwartschaftsperiode erworbenen Anwartsdmf­
ten (§ 4 Abs. 3 und 4) unld der Dauer des Ur­
laubes entspricht. Diese besteht aus Urlaubsgeld 
und Urlanbszuschuß sowie einem allfälligen Zu­
schuß nach ,den Bestimmungen des § 20.' Der 

- Anspruch auf ,dias UrLau:bsentge1t richtet sich 
gegen die UrlauJbskasse (§ 14). 

§ 8 Abs. 2 

(2) Der Arbeitgeber hat ... zuständigen Neben­
stelle ,der Urlaulbskasse . " erworben hat. 

§ 14 Abs 3 

(3) Für den Bereich jedes Lanldes ist mit der 
Durchführung der in dies-ern Bundesgesetz ange­
führten Aufgaben eine Kassennelbenstelle betraut. 

§ 14 Abs. 5 letzter Satz 

Dem Obmann (Stel1Jvertreter) und den Mitglie­
dern des Vorstanldes, dem, V,orsitzeruden (Stell­
vertreter) des Aufsichtsrates sowie den Obmän­
nern (Stellvertretern) der Beiräte kann eine ihrer 
Funktion unJa dem Umfang ihrer Auf'g,aben an­
gemessene Furuktionsgelbühr zuerkannt werden, 
deren Höhe vom Ausschuß festgesetzt wird. 

§ 15 Abs. 1 

(1) Die Verwaltungsorgane der UrlaUlbskasse 
sind der Ausschuß, ,der V:orstand, der Aufsichtsrat 
und für den Bereich einer KassennebensteHe der 
Beirat. 

§ 15 Abs. 4 

(4) Der Aufsichtsrat besteht ... entsendet wer-
den. Der Aufsichtsrat wählt ... dessen Stellver-
treter ... Die Mitglieder des Aufsichtsrates dür­
fen ... Urlaubskasse angehören. 

F a 's Soll n g des E n t w u r fes: 

nicht möglich, so gilt die MitteiLung als recht­
zeitig erfolgt, wenn sie unmittebbar nach Weg­
fal1 des Hinderungsgrunldes nachgeholt wird. Bei 
Wiederantritt des Dienstes hat der Arbeitneh­
mer ohne schuldhafte Verzögerung ein ärztliches 
Zeugnjs oder eitlle Bestätigung des zuständigen 
Kranken-versicherungsträgers über .Beginn" Dauer 
und Ursache der Arbeü:sunlfähigkeit vorzulegen. 
Kommt Ider Arlbeitnehmer diesen Verpflichtungen 
nicht nach, so ist A:bs. 1 nicht anzuwenJclen. 

§ 8 Abs, 1 

(1) Dem Arbeitnehmer gebührt b'ei Antritt des 
Urlhubes ein UrlauJbsenngelt (Urlaubsgehl zuzüg­
lich Urlaulbsz.uschuß), das dem in der Anwart­
schaftsperiode erworbenen Anwartschaften (§ 4 
Albs. 2)unldder Dauer des Urlau1bes entspricht. 
Fählt in ,die Anwartsduftsperiode eiile koJ1ektiv­
vertraglich,e Lohnerhöhung, so sinld für die Be­
rechnung abler' A!lIWartschaften dieser Anwart­
schaftsperiode jene Zuschlagswerte he1"anrzuziehen, 
di'e sich auf. Grund der Lohn,erhöhung ergehen. 
Der Anspruch auf das Urlaurbsentgelt richtet sich 
gegen die Urlaubskasse. 

§ 8 Abs. 2 

(2) Der Arbeitgeber hat '" zuständigen Lan­
dessteHe ,der Urlaubskasse . .. erworben hat. 

§ 14 Abs. 3 

(3) Für den Bereich jedes Landes ist mit der 
Durchführung ,der in ,diesem Bundesgesetz ange­
führten A,uf,gahen eine Landesstelle betraut. 

§ 14 Abs. 5 letzter Satz 

Dem Obmann (Stellvertreter) und den Mitglie­
dern des Vorstandes, dem Vorsitzeniden (Stell­
vertreter) und ,den Mitgl'iedern des J(,on'tl'OI111ta,ulS­
schusses sowie öen Obmännern (Stellvertretern) 
der Beiräte kann eine ihrer Funktion und dem 
Umf:ang ~hrer Auf,galben angemeslsene Funktions­
gebühr zuerkannt werden, deren Höhe vom 
Ausschuß festgesetzt wil1d. 

§ 15 Abs. 1 

(1) Die Verwaltungs'orgaJne der Urlau:bskasse 
sind der Ausschuß, der Vorstand, der Kontroll­
ausschuß urud für den Bereich einer Land·esstelil'e 
der Beirat. 

§ 15 Abs. 4 

(4) Der Kontrollausschuß besteht ... entsen­
det werden. Der Kontrollausschuß wählt ... 
dessen Stellvertreter ... Die Mitglieder des Kon­
trollausschusses dürfen ... Urlaubskasse ange­
hören. 
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182 der Beila.gen 11 

Gelten:des Recht: Fauung des Entwurfes: 

~ 15 Abs. 5 

(5) Der Beirat einer Nebenstelle der '" ent­
:sendet werden ... 

§ 16 Abs. 3 

§ 15 Abs. 5 

(5) Der Beirat einer Landesstelle der ... ent­
sendet werden ... 

§ 16 Abs. 3 

(3) Den Jahresvoranschlag ... mit dem Auf- (3) Den Jahresvoranschlag ... mit dem Kon-
'sichtsrat '" vorzulegen. Kommt dieses ... mit trollausschuß .,. vorzulegen. Kommt dieses .. . 
. dem Aufsichtsrat ... zu beschließen. . . mit dem Kontrollausschuß ... zu beschließen .. . 

§ 16 Abs. 4 

(4) Der Aufsithtsrat überwacht ... der Ur" 
laubskasse . . . . 

§ 16 Abs. 5 

(5) Dem Beirat obliegt ... der Nebenstelle. 

§ 17 Abs. 1 zweiter Satz 

§ 16 Ahs. 4 

(4) Der Kontrollausschuß überwacht ... der 
Urlaubskasse ... 

§ 16 Abs. 5 

(5) Dem Beirat obiiegt ... der Landesstelle. 

§ 17 Abs •. 1 zweiter Satz 

Die Direktoren werden auf Vorschlag des Vor- Die Direktoren werden auf Vorschlag des Vor­
standes nach' Anhörung des Aufsichtsrates durch standes nach Anhörung des Kontrollausschusses 
-den Ausschuß bestellt. durch den Aussch~ß bestellt. 

§ 20 

(1) Ergibt sich in einem Geschäftsjahr ein 
bilanzmäßiger Gebarungsüberschuß, so kann von 
diesem zunächst durch den Ausschuß für die 
Arbeitnehmer ein Zuschuß zum Urlaubs entgelt 
festgesetzt werden, wenn und soweit während 
der Anwartsch:aftsperiode eine kollektivvertrag­
liche Lohnerhöhung vorgenommen wurde (Här-
1:eausgleich). 

(2) Wird der Gebarungsüberschuß nicht oder 
nur teilweise nach Abs. 1 in Anspruch genom­
men, so hat der Ausschuß über 

a) dessen Verwendung zur Förderung von 
sozialen Einrichtungen oder solchen Ein­
richtungen, die der Aus-' und Weiterbil­
dung der' diesem Bundesgesetz unterlie­
genden Personen dienen; 

b) eine quotenmäßige Aufteilung auf Arbeit­
nehmer und Arbeitgeber 

:zu beschließen. 

(3) Der Beschluß nach Abs. 2 hat auf Grund 
von Vorschlägen der Gruppen der Arbeitneh-

. mer und Arbeitgeber im Ausschuß zu erfolgen, 
wobei das Vorschlagsrecht jeder Gruppe für die 
Hälfte des für eine Beschlußfassung nach Abs. 2 
zur Verfügung stehenden Gebarungsüberschusses 
zusteht. Die Gruppen können die Verwendungs­
möglichkeiten des Abs. 2 im Rahmen des ihnen 
'zustehenden Anteiles am Gebarungsübersthuß 
auch wahlweise oder gemeinsam in Anspruch 
nehmen. über die Vorschläge der Gruppen ist 
-ein gemeinsamer Beschluß zu fassen. 

§ 20 

entfällt 

(1) Ergibt sich in einem Gesch~ftsjahr em 
bilanzmäßiger Gebarungsüberschuß, so hat der 
Ausschuß über 

a) dessen Verwendung zur Förderung von 
sozialen Einrithtungen, die der Aus- und 
Weiterbildung der diesem Bundesgesetz 
unterliegenden Personen dienen; 

b) eine quotenmäßige Aufteilung auf Arbeit­
nehmer und Arbeitgeber 

zu beschließen. 

(2) Der Besthluß nach Abs. 1 hat auf Grund 
von Vorschlägen der Gruppen der Arbeitneh­
mer und Arbeitgeber im Ausschuß zu erfolgen, 
wobei das Vorschlagsrecht jeder Gruppe für die 
Hälfte des Gebarungsüberschusses zusteht. Die 
Gruppen können die Verwendungsmöglithkeiten 
des Abs. 1 im Rahmen des ihnen zustehenden 
Anteiles am Gebarungsüberschuß auch wahlweise 
oder gemeinsam in Anspruch nehmen. Ober die 
Vorschläge der Gruppen ist ein gemeinsamer 
Beschluß zu fassen. 
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12 182 der Beilagen 

G e 1t e 'l1 cl e s Recht: 

§ 21 Abs . .2 

(2) Der Arbeitgeber hat· für jeden Arbeit­
nehmer die auf die einzelnen Anwartschafts­
wochen entfallenden Zuschläge, ausgenommen 
für Zeiten des gesetzlichen Urlaubes (§ 4), zu 
entrichten. Der Zuschlag für die Zeiten des 
Urlaubes wird von der Urlaubskasse selbst gelei­
stet. 

§ 21 Abs. 3 

(3) Der Berechnung ... um 20 v. H. er­
höhte ... für die Arbeitsstunde ergibt ... 

§ 21 Abs. 4 

(4) Ist vertraglich ... als 32 Stunden verein­
bart, so ist der um 20 v. H. erhöhte 
wöchentlichen Arbeitssturidenzu dividieren. 

§ 21 Abs. 5 

Fa s s ,u n g ,cl e sEn t w ud es: 

§ 21 Abs. 2 

(2) Der Arbeitgeber hat für jeden Arbeit­
nehmer die auf die einzelnen Anwartschafts­
wochen entfallenden Zuschläge, . ausgenommen 
für Zeiten des Urlaubes (§§ 4 und 4 a) und der 
Truppenübungen (§ 5 lit. h), zu entrichten. Der 
Zuschlag für die Zeiten des Urlaubes und der 
Truppenübungen wird von der Urlaubskasse 
selbst geleistet. 

§ 21 Abs. 3 

(3) Der Berechnung ... um 25 v. H. er­
höhte ... für die Arbeitsstunde ergibt ... 

§ 21 Abs. 4 

(4) Ist vertraglich ... als 31 Stunden verein­
bart, so ist der um 25 v. H. erhöhte 
wöchentlichen Arbeitsstunden zu dividieren. 

§ 21 Abs. 5 
(5) War der Arpeitnehmer ... (§ 14 Abs. 2 ( d b 

Z. 2 des Betriebsrätegesetzes, BGBL Nr~ 97/ . 5) War er Ar eitnehmer ... (§ 96 Abs. r 
) .. : zu-Z. 4 des Arbeitsverfassungsgesetzes 

1947) ... zugrunde zu legen. grunde zu legen. 

§ 23 § 23 

Dem Arbeitnehmer, dem Betriebsrat (Ver- Dem Arbeitnehmer, dem Betriebsrat, der Ur-
trauensmännern), der Urlaubskasse und der Auf- laubskasse und der Aufsichtsbehörde ... zu ge-
sichtsbehörde ... zu gewähren. währen. 

neu 

§ 25 Abs. 4 

(4) über Berufungen gegen einen Bescheid 
nach Abs. 3 entscheidet der Landeshauptmann. 
Gegen die ... darüber zu entscheiden. 

§ 25 Abs. 5 
~ 

(5) Ein in Rechtskraft .. , RGBl.· Nr. 79/ 
1896. 

§ 25 Abs. 6 

(6) Der Betriebsnachfolger haftet '" ausge­
wiesen worden ist. 

§25 Abs. 4 

(4) Bestreitet der Arbeitgeber die Vorschrei­
bung gemäß Abs. 1 mit der Begründ!Jng, nicht 
in den Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes zu 
fallen, so hat die Bezirksverwaltungsbehörde auf 
Antrag der Urlaubskasse ehestens, spätestens 
aber einen Monat nach Einlangen des Antrages 
mittels Bescheides' festzustellen, ob der Arbeit­
geber den Vorschriften dieses Bundesgesetzes. 
unterliegt. 

§ 25 Abs. 5 

(5) über Berufungen gegen einen Bescheid 
nach Abs. 3 und 4 entscheidet der Landeshaupt­
mann. Gegen die ... darüber zu entscheiden. 

§ 25 Abs. 6 

(6) Ein·in Rechtskraft '" RGBl. Nr. 79l 
1896. 

§ 25 Abs. 7 

(7) Der Betriebsnachfolger haftet .. ' ausge­
wiesen worden ist. Leistet der Betriebsnach­
'folger der Aufforderung der Urlaubskasse, den 
Rückstand seines Vorgängers binnen 14 Tagen 
zu bezahlen, nicht Folge, so hat die Urlaubs­
kasse bei der zuständigen Bezirksverwaltungs­
behörde den Antrag zu stellen, einen Bescheid 
des Inhalts zu erlassen, daß der Betriebsnach-
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182 der Beilagen 13 

Geltendes Recht: Fassung .des Entwurfef>: 

:§ 41 lit. a 

a) hinsichtlich der Bestimmungen der §§ 2 
Abs. 3 und 3 Abs. 4 der Bundesminister 
für soziale Verwaltung im' Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Handel, Ge­
werbe und Industrie; 

folger den Rückstand binnen zwei' Wochen an 
die Urlaubskasse zu entrichten hat. Abs. 5 gilt 
sinngemäß. 

§ 41 lit. a 

a) hinsichtlich der Bestimmungen der §§2 
Abs. 3 und 3 Abs. 5 der Bundesminister 
für soziale Verwaltung im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Ha~del, Ge­
werbe und Industrie; 
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